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Nadi Erörterung der Sache mit den Prozeßparteien und 
bei Vorliegen der Einigungsbereitschaft bietet ihnen das 
Gericht der sozialistischen Gesetzlichkeit entsprechende 
Einigungsvorschläge an. Das Gericht entscheidet auch 
allein darüber, ob die Einigung in das Protokoll aufge­
nommen wird und ob Hinweise sowie Änderungs- und Er­
gänzungsvorschläge der Prozeßparteien Bestandteil der 
Einigung werden können.

Ist das nicht der Fall, dann hat das Gericht — auch 
wenn eine Prozeßpartei auf ihrem Vorschlag besteht — ggf. 
die Protokollierung der Einigung abzulehnen. Das wird 
das Gericht aber nur dann tun, wenn die Prozeßparteien 
Vorschläge unterbreiten, die nicht Gegenstand einer Eini­
gung sein können, weil das von ihnen angestrebte Ziel 
der sozialistischen Gesetzlichkeit bzw. den sozialistischen 
Moralauffassungen gröblich widerspricht5 oder wenn aus 
anderen Gründen eine Beendigung des Verfahrens ent­
sprechend den Vorschlägen der Prozeßparteien durch Eini­
gung nicht möglich ist.

Der zuletzt genannte Fall kann z. B. dann eintreten, 
wenn zwar der Mieter seine Bereitschaft zur Beendigung 
des Mietverhältnisses und zur Räumung der Wohnung un­
ter dem Gesichtspunkt dringenden Eigenbedarfs zugunsten 
des Vermieters erklärt, aber die Voraussetzungen des §122 
Abs. 1 ZGB nicht vorliegen.

Eine Einigung darf auch dann nicht zu Protokoll ge­
nommen und damit gerichtlich bestätigt werden, wenn z. B. 
ein Vermieter in Verkennung der Rechtslage weiterge­
hende Verpflichtungen eingeht, als sie von ihm gefordert 
werden könnten.6

Daraus folgt, daß in den Fällen, in denen die Prozeß­
parteien gemeinsam — oder auch eine von ihnen — einen 
Vorschlag zum Abschluß einer Einigung unterbreiten, das 
Gericht diese nicht einfach durch Aufnahme in das Pro­
tokoll entgegennehmen darf, sondern auch hier entspre­
chende Aktivitäten entwickeln und die gesetzlich geschütz­
ten Rechte und Interessen wahren muß.7

Das Gericht ist weiter verpflichtet, in das Protokoll 
oder in die Einigung selbst alle diejenigen rechtserhebli­
chen Tatsachen und Umstände aufzunehmen, die der Eini­
gung zugrunde liegen, ihren Inhalt zu klären, auf die Mo­
tive der Prozeßparteien, auf den Umfang des gelösten 
Konflikts und auf mögliche verbleibende streitige Auffas­
sungen hinzuweisen. Kommt das Gericht diesen Anforde­
rungen nicht nach, dann kann dies u. U. zur Kassation der 
Einigung führen.8

Ähnlichkeiten zwischen gerichtlichen Einigungen 
und gerichtlichen Entscheidungen

Die hier erörterte Tätigkeit des Gerichts im Zusammen­
hang mit dem Abschluß gerichtlicher Einigungen zeigt, daß 
sie nach Quantität und Qualität mehr ist als nur die 
„ H i n z u f ü g u n g  eines gerichtlichen Entscheidungsele­
ments“. Die gerichtliche Einigung ist gerade deshalb einer 
gerichtlichen Entscheidung ähnlich.9 Das wird erhärtet 
durch die gesetzliche Möglichkeit, eine verbindliche ge­
richtliche Einigung zu kassieren (§160 ZPO).

Bei einer in die Form einer gerichtlichen Einigung ge­
brachten materiell-rechtlichen Willenserklärung der Pro­
zeßparteien überwiegt im Hinblick auf ihre unanfechtbare 
Gültigkeit — außerhalb des Widerrufs und der Kassation — 
ihr prozessualer Charakter. Durch sie wird ein anhängiges 
Verfahren in Zivil-, Familien- oder Arbeitsrechtssachen 
ganz oder teilweise beendet und bildet gleichzeitig einen 
vollstreckbaren Schuldtitel (§88 Abs. 1 Ziff. 1 ZPO).

Die Ähnlichkeit zwischen einer Einigung und einer Ent­
scheidung ergibt sich auch daraus, daß im Fall offenbarer 
Unrichtigkeiten ihre Berichtigung nur durch Beschluß i. S. 
des § 82 Abs. 2 ZPO möglich ist. Die Vorschriften der Pro­
tokollberichtigung gemäß §69 ZPO finden keine Anwen­
dung.

Die Berichtigung nicht offen erkennbarer Unrichtig­
keiten in einer gerichtlichen Einigung ist dagegen ausge­
schlossen. Ein solcher Antrag wäre nach § 82 Abs. 4 ZPO 
durch unanfechtbaren Beschluß abzulehnen. Besteht auch 
keine Widerrufsmöglichkeit mehr, kann die Kassation der 
Einigung angeregt werden. H>

*

Der hier erörterte Umfang der gerichtlichen Tätigkeit zur 
Vorbereitung und Protokollierung einer gerichtlichen Eini­
gung und ihre Ähnlichkeit mit einer Entscheidung machen 
den Unterschied zu einer nach §70 ZGB anfechtbaren Ver­
einbarung deutlich.

Bei einer solchen Vereinbarung unterliegt die materiell­
rechtliche Partnerdisposition keinerlei formellen und in­
haltlichen Beschränkungen. Deshalb können aus Unkennt­
nis, Irrtümern, Verwechslungen oder anderen Gründen 
nicht gewollte Nachteile entstehen. Auch durch moral­
widriges Verhalten eines Partners gegenüber dem anderen 
kann ein von diesem nicht gewolltes Ergebnis eintreten. 
Deshalb sieht das Gesetz bei Vertragsabschlüssen aus 
Gründen der Rechtssicherheit zutreffend Anfechtungsmög­
lichkeiten zur nachträglichen Beseitigung von Nachteilen 
vor.

Für gerichtliche Einigungen bedarf es jedoch solcher 
Anfechtungsmöglichkeiten nicht. Sie zu bejahen hieße, daß 
in gerichtliche Einigungen Irrtümer im Erklärungsinhalt, 
Übermittlungsfehler, arglistige Täuschungen oder wider­
rechtliche Drohungen Eingang finden bzw. den Willens­
erklärungen der Prozeßparteien zugrunde liegen können. 
Das anzunehmen besteht jedoch nicht der geringste Anlaß.

Sollte ein Gericht dennoch in Verkennung der Sach- 
und Rechtslage eine Einigung protokolliert haben, die den 
Grundsätzen des sozialistischen Rechts nicht entspricht 
oder mit deren Ergebnis die Prozeßparteien aus irgend­
welchen Gründen nicht einverstanden sind, so bieten Wi­
derrufs- und Kassationsmöglichkeit ausreichenden Rechts­
schutz, so daß es auch deshalb einer Anfechtung der Eini­
gung nach § 70 ZGB nicht bedarf.
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